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Vielsagende Auslassung 

In der Publikation des Communiqués der Initianten vom 13. Oktober 2015 zur Gültigkeit 
der Initiative gegen den weiteren Schulumbau im Kanton SZ und den Lehrplan 21  
fehlen im Höfner Volksblatt vom 14.10.2015 ein paar Aussagen. 
Wofür fehlte der Platz in der Zeitung? 
Der offenbar unerwünschte Inhalt des Communiqués ist auf der nächsten Seite zu lesen.  
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„…Die Begründungen des Regierungsrates seien sowohl politisch, als auch juristisch und in Bezug auf 

den Gehalt der Initiative verfehlt. Die juristischen Abklärungen der Initianten ergaben, dass der 

Regierungsrat damit das Selbstbestimmungsrecht der kantonalen Bevölkerung über die 

grundsätzliche Veränderung der Volksschule und den verfassungsmässigen Rechtsanspruch auf  

Gesetzes-Initiativen missachtet hat…  

 

 

Fehlender Teil: 

 

Die Verfassung garantiert nämlich, dass das Volk via Gesetz auch Zuständigkeiten, Entscheidungs-

stufen und Abläufe selbst regeln und ändern kann. Da mit dem Lehrplan 21 die Grundsatz- und 

Zweckartikel des Volksschulgesetzes verletzt würden, ist die Lage sehr ernst. Es braucht ein Macht-

wort des Volkes, denn die Schulveränderungen sind von grösster gesellschaftlicher, politischer und 

wirtschaftlicher Tragweite. 

 

Mit den permanenten Schulversuchen und Pröbeleien, die mit dem Lehrplan 21 noch verschärft 

würden, wurden längst falsche Weichen gestellt. Seit Jahrzehnten hat man auf dem Verordnungs-

weg fundamentale Änderungen eingeführt, die gravierend verschlechterte Wissens- und Fähigkeits-

bestände am Ende der Volksschule, massive Verunsicherung, zunehmendes Schulversagen, Lehrer-

Burnouts, aufgeblähte Schul-Administrationen und künstlich hochgetriebene Kosten verursachten.  

 

Die weitere Beschneidung des Bildungsumfangs (u.a. kein gesichertes Einmaleins mehr) und die Ab-

schaffung der Jahrgangsziele, vieler Schulfächer (Geografie, Geschichte, Physik, Chemie, etc.), des 

strukturiert geführten Klassenunterrichts und des Lehrerberufs muss öffentlich diskutiert und ver-

hindert werden. Schliesslich geht es um die Korrektur eines von aussen aufgezwungenen, jahr-

zehntelangen Volksschul-Umbaus, der nicht aus den Bedürfnissen der Schule gewachsen ist, sondern 

diese immer mehr bedrängt und von ihrer Kernaufgabe abbringen will. Die Auswirkungen belasten 

die Bevölkerung stark. 

 

 

…Die Initiative verlangt deshalb ein neues Entscheidungsrecht auf Gesetzesstufe, das zu Grundsatz- 

Abstimmungen berechtigt, damit als falsch erkannte, behördlich eingeschlagene Wege wieder 

korrigiert werden können. Das Gesetzes-Referendum gegen solche Weichenstellungen ist keineswegs 

ausgeschlossen, wie der Regierungsrat fälschlich behauptet….“ 

 

 

Die Zensur-Schere  zeigt einmal mehr,  
wo der Hase im Pfeffer liegt. 


